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Länder- und Verbändeanhörung zum Entwurf für ein Gesetz zur Stärkung der 
natürlichen Infrastruktur 

Stellungnahme des Flughafenverbandes ADV: Für Betreiber funktioneller 
Infrastrukturen im öffentlichen Interesse wie Flughäfen müssen 
Erweiterungsmöglichkeiten mit den Anforderungen des Naturschutzes 
ausgewogen in Einklang gebracht werden  

 
Die deutschen Flughäfen unterstützen die Ziele des Natur- und Landschaftsschutzes. Pflege-, 
Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen müssen jedoch mit den gesetzlich 
vorgegebenen Aufgaben der Flughäfen als Betreiber kritischer Verkehrsinfrastruktur vereinbar 
bleiben. 
Der Flughafenverband begrüßt daher, dass der Gesetzentwurf den hohen Ausbaubedarf der 
Verkehrs- und Energieinfrastruktur sowie die Erfordernisse der Transformation und 
Klimaanpassung hin zu einer klimaneutralen Wirtschaft ausdrücklich berücksichtigt. Die 
deutschen Flughäfen verfolgen das Ziel, bis 2045 Klimaneutralität zu erreichen. 
 
 
Im Einzelnen nimmt die ADV wie folgt zu dem Gesetzesentwurf Stellung: 
 

Überragendes öffentliches Interesse für Naturflächen – Ausnahmekatalog  
ergänzen 

Im neuen § 1 Abs. 1a sind im Ausnahmekatalog mehrere Fachgesetze ausdrücklich benannt. 
Das Luftverkehrsgesetz (LuftVG) ist nicht enthalten, obwohl mit dem Infrastruktur-
Zukunftsgesetz (InfZuG) ganz aktuell das überragende öffentliche Interesse der Flughäfen 
statuiert wurde (§ 6 Abs. 1 Satz 2 LuftVG).  
Vorschlag: ausdrückliche Aufnahme von § 6 Abs. 1 Satz 2 LuftVG in den Ausnahmekatalog. 
 
 

Kompensations-Malus Natürliche Infrastruktur – Begrenzung vorsehen 

Im neuen § 15 Abs. 3b i.V.m. § 20a ist ein um 20 Prozent höherer Kompensationsbedarf bei 
Eingriffen in eine sehr weit gefasste Flächenkulisse enthalten. Diese Kompensation wird 
zusätzlich verschärft durch die Anhebung des Biotopverbund-Ziels von 10 auf 15 Prozent der 
Landesfläche (§ 20 Abs. 1).  

Vorschlag: Konkretisierung beziehungsweise Eingrenzung von § 20a Abs. 2 Nummer 2, da die 
Landschaftsplanung als Anknüpfungspunkt zu unbestimmt ist. 
 
 

Verschärfte Ersatzzahlungsvoraussetzungen plus 20 Prozent Zuschlag – 
Finanzielle Belastung für Betreiber von Vorrangfunktionen streichen 

§ 15 Abs. 6a/6b: Mit diesen neuen Absätzen sollen Ersatzzahlung und Realkompensation für 
alle verkehrlichen Vorhaben mit Bundesgesetz gleichrangig gestellt werden. Darunter fallen 
Flughäfen, da sie durch denselben Artikel des Infrastruktur-Zukunftsgesetzes (InfZuG) den 
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„überragenden öffentlichen Interesse-Status“ erhalten haben. §15 Abs 6b belegt genau diese 
Gleichstellung jetzt mit einem 20-Prozent-Zuschlag und verengt zugleich die Voraussetzungen, 
wann Ersatzzahlung überhaupt möglich ist.  

Vorschlag: Streichung des Abs. 6b bzw. des Zuschlags für Ersatzzahlungen, die auf der InfZuG-
Gleichstellung beruhen. 

 
 

Übergangsregelung – Schutz bereits begonnener Projekte sicherstellen 
§ 74 Abs. 7 ff.: Der Entwurf enthält zwei konkurrierende Fassungen. Die engere schützt nur 
bereits gestellte Zulassungsanträge, die weitergehende, in eckigen Klammern stehende Fassung 
auch Vorhaben mit bereits begonnener planerischer Vorbereitung. Bereits begonnene Projekte 
müssen zum Ausschluss unvorhersehbarer finanzieller Belastungen geschützt werden. 
Vorschlag: Umsetzung der weitergehenden Fassung, um Projekte zu schützen, die sich aktuell 
in der Planungsphase befinden, für die aber noch kein Antrag gestellt wurde. 
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